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8. März 2008 - Internationaler Frauentag

Für Sie, für Euch, liebe Marzahn-Hellers-
dorfer Frauen, liebe Kolleginnen, liebe 
Genossinnen, die besten Wünsche für 

einen schönen Tag,  gemeinsam mit 
anderen – fröhlich und besinnlich, mit 
Kultur und Politik.

Viel ist los am und rund um den 8. 
März. Das ist gut so -  aber es war nicht 
immer so. Die Frauen in der Bundesre-
publik (alt) haben sich bis in die 80er 
Jahre hinein den Frauentag regelrecht 
erkämpft. Diffamiert als „kommunisti-
scher Propagandatag“,  wollten selbst 
die Gewerkschaften lange den 8. März 
nicht anerkennen. Damals störte vor al-
lem auch, dass dieser Tag auf die kon-
sequente Antikriegsfrau, Sozialdemo-
kratin und spätere Kommunistin Clara 
Zetkin zurückging.

Besonders auch deshalb ist es gut, 
dass  wir Frauen uns erinnern und tra-
ditionell am 8. März in Marzahn Rosen 
für Clara am Clara-Zetkin-Denkmal nie-
derlegen. Wir wollen und wir müssen uns er-
innern -  insbesondere wir Frauen in der neu-
en LINKEN – an unsere Wurzeln, an unsere 
Vorkämpferinnen für gesellschaftliche (und 
innerparteiliche) Veränderungen im Sinne 
von Emanzipation, Gleichstellung und gegen 
Diskriminierung. Wir müssen lernen aus dem 
Wirken von Rosa Luxemburg und Alexandra 
Kollontai, der Frauen der bürgerlichen Frau-
enbewegung, der Antifaschistinnen, der So-
zialistinnen in der DDR und – ob grün oder 
rot – in der BRD. Ich wünsche mir sehr, dass 
wir linke Frauen unsere Geschichts- und 
Zukunftsdebatten gemeinsam mit anderen 
Frauen (und Männern) offensiv auch in unse-
rem Bezirk führen.

Den 8. März haben wir Gewerkschaftsfrau-
en uns damals aber nicht verbieten lassen. 
Wir haben uns diesen Tag als „unseren Tag“ 

einfach genommen. Wir haben unsere Erfol-
ge gefeiert und  unsere Forderungen laut und 
deutlich öffentlich gemacht, so beispielswei-
se die nach einer eigenständigen Existenzsi-
cherung, unabhängig vom Partner. Heute ist 
vieles erreicht, manches erst in jüngster Zeit, 
vor allem hier  in Berlin und mit Rot-Rot: Bei 
der Frauenförderung in der Wissenschaft und 
in der Wirtschaft steht Berlin bundesweit an 
der Spitze.

Noch immer  brandaktuell ist die Forderung 
nach Abschaffung von Minijobs und von Nied-
riglöhnen, die zum Leben nicht reichen.  Davon 
sind vor allem Frauen betroffen. Fast 3,5  Mio. 
Frauen waren es bundesweit im Juli 2007.

2008 steht der Frauentag bei den Gewerk-
schafterinnen unter dem Motto:  Frauen 
verdienen mehr! Wir wollen den gesetzlichen 
Mindestlohn! In der Partei DIE LINKE haben 
die Gewerkschaften für die Umsetzung dieser 
Forderung eine zuverlässige Partnerin. Und in 
Berlin hat die Koalition ganz aktuell ein neues 
Vergabegesetz mit Tarifbindung und einem 
Mindestlohn von 7,50 Euro  für alle Branchen 
auf die politische Agenda gesetzt -  wozu es 
vor allem aus Unternehmerkreisen starken 
Gegenwind gibt.

Hier in Marzahn-Hellersdorf fand am 5. März 
2008 Uhr in der Alice-Salomon-Fachhoch-
schule die 1. Marzahn-Hellersdorfer Frau-
enkonferenz statt. Eine neue Form der Ver-
netzung und Verständigung unter Frauen soll 
sich in unserem Bezirk entwickeln. Allen, die 
daran beteiligt waren, den Teilnehmerinnen, 
jungen und alten, wünsche ich viel, viel Erfolg 
für neue Wege in der Frauenarbeit. Und dazu 
werde ich, so gut ich  kann, beitragen.

Bärbel Holzheuer-Rothensteiner (MdA)

Zeichnung: Motzkau
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Zur Person: Annemarie Schmidt

Ohne Arbeit geht es nicht

Petra Pau (MdB):

Bundestrojaner angekettet

Jetzt Neuigkeitenbrief bestellen:
http://www.petrapau.de/cgi-data/newsletter/abo_form.html

Annemarie Schmidt ist eine junge Ge-
nossin, auch wenn ihr Geburtsdatum 
etwas anderes sagt. Vor fünf Jahren 

zog sie von Hoyerswerda nach Berlin-
Hellersdorf. Nach dem Zusammen-
schluss zur LINKEN trat sie ein in die 
Partei, deren Sympathisantin sie schon 
immer war.
Die Aufbruchstimmung, vor allem die 
Reden von Gysi, Lafontaine und die 
Auftritte von Petra Pau haben ihr Auf-
schwung gegeben. In der Geschäfts-
stelle, dem Linken Treff in der Hen-
ny-Porten-Straße, hat ihr gleich die 
Atmosphäre gefallen. So hat sie ihre 
Hilfe angeboten, steht auf Abruf bereit 
für Unterstützung im Linken Treff, hilft 
zum Beispiel beim Falten von „Mar-
zahn-Hellersdorf links“. 
Aufgewachsen ist Annemarie in einem 
Elternhaus mit linkem Gedankengut. 
Beruflich war sie in ganz unterschiedli-
chen Bereichen tätig. Wegen Höhenun-
tauglichkeit konnte Annemarie in ihrem 
erlernten Beruf als Betonfacharbeiterin 
nicht arbeiten. Sie sattelte um, wurde Post-
facharbeiterin für Betriebs- und Fernmelde-
wesen in Schwarze Pumpe. 

Mit ihrem kleinen Adoptivsohn war es nicht 
leicht, den Spätdienst zu leisten. Wieder 
orientierte sich Annemarie neu, arbeitete 

als Helferin 
im Kinder-
garten, hat 
dann Erzie-
hungshelfe-
rin gelernt. 
Die Arbeit 
mit Kindern 
hat ihr Spaß 
g e m a c h t . 
1992 wurde 
der Kinder-
garten lei-
der wegen 
der demo-
graf ischen 
Entwicklung 
g e s c h l o s -
sen. 
Annemarie 
hat sich Be-
schäftigung 

in einer Gaststätte zur Aushilfe gesucht und 
eine Umschulung zur Sozialberaterin für Ju-
gend und Familie absolviert.

Seit 1992 ist sie zu Hause, hat ihre Mutter ge-
pflegt und sich mehrere Jahre ehrenamtlich 
im Straffälligenhilfeverein e.V. Hoyerswerda 
engagiert. Unter anderem in der Elternarbeit, 
in einer Selbsthilfegruppe. Aber auch mit 
straffälligen Jugendlichen selbst, zum Beispiel 
Begleitung bei Behörden- und Ämtergängen. 
Als die Zuschüsse wegfielen, musste der Ver-
ein leider seine Tätigkeit einstellen. Wenn Re-
sozialisierung erfolgreich sein soll, ist Arbeit 
das Wichtigste für die straffällig gewordenen 
Jugendlichen, so Annemarie Schmidt. Sonst 
sind die Rückfälle programmiert. Auch heute 
interessiert sie sich für Jugendliche und ihre 
Probleme.
Gern würde sie auf dem Gebiet der Jugend-
hilfe oder im sozialen Bereich tätig werden, 
auch als Bürgerdeputierte für die Fraktion 
der LINKEN im Bezirk und ihre Erfahrungen 
einbringen.
Wegen der Folgen einer Krebserkrankung hat 
sie einen Antrag auf Erwerbsunfähigkeits-
rente gestellt. Auch darüber spricht sie ganz 
offen, wie über ihr Dasein mit „Hartz IV“ und 
den Wunsch, sich sinnvoll in die Gesellschaft 
einzubringen. Das ist der Motor, den sie für 
ihr Leben braucht.
Sabine Behrens

Annemarie Schmidt    Foto: S. Behrens

Es war ein gutes Urteil. Manche nennen 
es sogar historisch. Auf jeden Fall war 
es weitsichtig und weitreichend, was 

das Bundesverfassungsgericht am 27. Feb-
ruar 2008 in Karlsruhe verkündete. Es ging 
um so genannte Online-Durchsuchungen. Um 
Krimineller oder Terroristen besser habhaft zu 
werden, soll das Bundeskriminalamt künftig 
via Internet in private Computer eindringen 
dürfen, um dort klammheimlich alle gespei-
cherten Daten einzusammeln. Technisch geht 

das, indem zum Beispiel scheinbar harmlose 
Programme auf den Computer lanciert wer-
den, die sich dann unbemerkt als gefährliche 
Spione erweisen. Mit einer ähnlichen List sol-
len dem Mythos nach die Griechen ins unein-
nehmbare Troja gelangt sein, daher auch der 
Name Bundestrojaner für die elektronischen 
Eindringlinge heute.

Bundesinnenminister Schäuble will seit lan-
gem das Bundeskriminalamt zu alledem 
ermächtigen. Das CDU-regierte Nordrhein-
Westfalen war sogar schon vorgeprescht 
und hatte ein entsprechendes Landesgesetz 
erlassen. Um dieses Gesetz ging es nun in 

Karlsruhe. Es wurde vom Verfassungsgericht 
in tausend Stücke zerrissen und für grundge-
setzwidrig erklärt. Ein Einbruch in Privatcom-
puter sei ein nicht hinnehmbarer Einruch in 
die geschützte Privatsphäre der Bürgerinnen 
und Bürger, argumentierte der zuständige 
Senat. Das war ein großer Tag für die Bürger-
rechte und für die Demokratie.

Vor der letzten Konsequenz schreckten aber 
selbst die Bundesrichter zurück. Denn die 

klarste Alternative zu 
mehr oder weniger On-
line-Durchsuchungen 
wäre überhaupt keine 
Online-Durchsuchung. 

Soweit ging das Gericht dann doch nicht. 
Aber es stellte für den gut zu begründenden 
Fall der Ausnahme von der Regel sehr hohe 
Hürden auf. Und es betrat Neuland. Mit dem 
Urteil wurde ein bislang nicht verbrieftes 
Grundrecht auf „Gewährleistung der Vertrau-
lichkeit und Integrität informationstechni-
scher Systeme“ definiert. Klingt kompliziert, 
heißt im Klartext aber schlicht: Mein Laptop 
gehört mir und die darauf gespeicherten pri-
vaten Daten gehen den Staat nichts an. Sie 
dürfen auch nicht klammheimlich erheischt 
werden. Die Bundestrojaner wurden also 
angekettet. Das war eine höchstrichterliche 
Backpfeife für die Schäubles & Co. 

Zur Kasse bitte…

Spitzenverdiener 
und Spitzensteuersatz

Die etwa 12.400 deutschen Einkom-
mensmillionäre kriegen p. a. 33 Milliar-
den EUR, zahlen aber nur 1,1 Mrd. EUR 
Steuern.
Das entspricht einem realisierten Steu-
ersatz von etwa 4 %.
Rein rechnerisch sollten bei einem Spit-
zensteuersatz von derzeit 42 % aber 
runde 13,8 Mrd. EUR in die Staatskasse 
fließen!
Die nicht eingezogenen rund 12,7 Milli-
arden EUR, die allen Steuerbürgern zu-
gute kommen sollten, schenkt der Staat 
den Einkommensmillionären – jedem de 
facto eine Million EUR!

Nichts ist umsonst ... oder

In welchem Interessenskonflikt befindet 
sich das Machtinstrument der herrschen-
den Klasse – der Staat – dass es hier 
nicht im Eigeninteresse Macht zeigt?

R. Rüdiger
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Die Weigel, von ihren Freunden nur 
„Helli“ genannt, wäre sicher nicht 
unzufrieden mit dem aktuellen Ge-

schehen an dem nach ihr benannten Platz im 
gesellschaftlichen Zentrum der Marzahner 
Großsiedlung.
Die öffentliche Hand hat in den zurückliegen-
den Jahren getan, was sie konnte. Der Bezirk 
hat mit Unterstützung des Senats Fördergel-
der in Millionenhöhe für die Umgestaltung 
des Platzes eingesetzt. Der Bereich des Wo-
chenmarktes hat bereits ein neues Gesicht. 
Aktuell wird der Bereich um den „Brunnen 
der Generationen“ wieder in Anlehnung an 
die historische Gestaltung hergerichtet. 
Gleichzeitig setzte der Bezirk in den letzten 
drei Jahren mit Hilfe von Beschäftigungsför-
derprojekten eine schrittweise Renovierung 
des Springpfuhlparks um.
Am Montag, dem 14. April 2008, 19 Uhr, 
wird im Alten Rathaus, Helene-Weigel-Platz 
8, 12681 Berlin, Foyer, den Bürgerinnen und 
Bürgern der vierte Bauabschnitt vorgestellt. 
Die Kolleginnen und Kollegen des Natur- und 
Umweltamtes werden den Stand der Bau- 
und Planungsleistungen dieses über mehrere 
Jahre konzipierten Projektes erläutern und 
mit den Anwesenden ins Gespräch kommen.
Das städtische Wohnungsunternehmen DE-
GEWO hat ebenfalls in den letzten Jahren 
erhebliche Mittel für die Sanierung seiner 
Wohngebäude bzw. der umliegenden Flächen 
eingesetzt.
Die im vergangenen Jahr notwendig gewor-
dene Loggia-Sanierung am Hochhaus Hele-
ne-Weigel-Platz 13 soll in diesem Jahr abge-
schlossen werden.

„Helli“ wäre sicher nicht unzufrieden
Schwierig gestalten sich nach wie vor die 
Entwicklungsmöglichkeiten im Bereich des 
Einzelhandels. Nachdem der Eigentümer des 
ehemaligen Kaufhauses, TLG, im vergangenen 
Jahr erklären konnte, dass der Ankermieter 
KAISER’S am Ort sein Angebot aufrechterhal-
ten will, sind die Versuche, eine ergänzende 
Angebotsstruktur zu entwickeln, bisher nicht 
erfolgreich gewesen.
Hier ist das Bezirksamt in unterschiedlicher 
Weise regelmäßig mit den verschiedenen Ak-
teuren in Kontakt und versucht, die Entwick-
lung voranzutreiben.
Unabhängig von dieser Entwicklung bleibt 
die Auffassung des Bezirksamtes, dass das 
Dienstgebäude Altes Rathaus Helene-Weigel-
Platz 8 auch weiterhin seine jetzigen Ange-
bote für die Bürgerinnen und Bürger vorhält. 
Daran ändern die Untersuchungen, die im 
Rahmen der Konsolidierung des Bezirkshaus-
haltes gemacht werden, nichts.
Sollten die Verhandlungen mit dem Berliner 
Immobilienmanagement (BIM)  als für den 
Bezirk vorteilhaft zum Abschluss zu bringen 
sein, wird das Dienstgebäude auch unter Ver-
waltung der BIM weitergeführt.

Das „Alte Rathaus“ ist heute ein Haus des 
Bauens, der Jugend, der Demokratie und soll 
dies noch lange bleiben.
Wir hoffen, dass die Bemühungen mit der TLG 
und Dritten in absehbarer Zeit auch zu einer 
sichtbaren Entwicklung des Einzelhandels-
standortes führt.

Norbert Lüdtke, Bezirksstadtrat für Ökologi-
sche Stadtentwicklung

Die Fraktion der LINKEN in der BVV 
führte Ende Januar 2008 eine Anhö-
rung zur sozialen Situation im Bezirk 

durch. Mehr als 50 Vertreterinnen von Projek-
ten, Kirchen, freien Trägern und Betroffenen 
folgten unserer Einladung. Die eingeladenen 
Vertreter des Sozialprojektes „Die Arche“ er-
schienen leider nicht und ließen sich wegen 
einer Mitgliederversammlung entschuldigen.

Dagmar Pohle, Manuela Schmidt und die Vor-
sitzende der bezirklichen Seniorenvertretung, 
Regina Saeger, skizzierten die sozialen Pro-
blemlagen bei Betrachtung der Arbeitslosig-
keit, der starken Zunahme von Kinderarmut 
und von Altersarmut in unserem Bezirk.

Einigkeit herrschte in der Einschätzung der 
Folgen von Hartz IV. Seit der Einführung hat 
sich die soziale Situation der Betroffenen nicht 
nur finanziell, sondern auch gesundheitlich 
und kulturell verschlechtert. Die Träger und 
Projekte berichteten von Verschuldungssitu-
ationen, zunehmendem psychischem Druck 
und Angstzuständen bei Betroffenen. Trotz 

zahlreicher Angebote des Bezirkes bleibt das 
Problem der fehlenden Jobs bestehen. Dazu 
kommt, dass für viele Arbeitslose die Rück-
kehr auf den Arbeitsmarkt eine Illusion ist. 
Sie werden in der vom Kapital dominierten 
Arbeitswelt dauerhaft nicht mehr benötigt. 

Deshalb ist der richtige Ansatz der LINKEN, 
Fördermöglichkeiten zur sinnvollen gesell-
schaftlichen Mitarbeit zu schaffen, weiterzu-
führen. Die Arbeit in den Stadtteilzentren und 
den Jugendhilfezentren haben sich bewährt. 

Die Fraktion wurde aufgefordert, sich  für die 
Schaffung von Stadtteilbudgets einzusetzen, 
die Fortführung von Projekten des öffentli-
chen Beschäftigungssektors zu sichern und 
die Wohnungsunternehmen des Bezirkes bei 
der Lösung der Wohnungsfrage für sozial 
Schwache einzubinden. Die Fraktion wird die 
Kooperation mit den bezirklichen Akteuren 
fortsetzen und sich gemeinsam mit ihnen den 
sozialen Herausforderungen stellen.
Zoe Dahler
Sozialpolitische Sprecherin der Fraktion 

Infosplitter
Stolpersteine
Schülerinnen und Schüler des Bernstein-Gym-
nasiums haben in Zusammenarbeit mit der 
Leiterin des Bezirksmuseums Recherchen für 
mehrere Stolpersteine durchgeführt und ab-
geschlossen. Nachdem auch die finanziellen 
Mittel aufgebracht wurden (durch Spenden), 
können Stolpersteine für zwei Familien ver-
legt werden. Weitere sechs Stolpersteine sol-
len in der Lemkestraße für die Angehörigen 
der Familie Guthmann, die in Konzentrations-
lagern umgekommen sind, verlegt werden. 
Die Mitglieder der Fraktion in der BVV haben 
dafür bereits 100 Euro gespendet.

Arbeitsgruppe TVO
Das Bezirksamt hat eine Arbeitsgruppe zum 
Problem Tangentialverbindung Ost unter 
Leitung von Bezirksstadtrat Christian Gräff 
(CDU) gebildet. Weitere Mitglieder: Vorsit-
zende zuständiger Ausschüsse der BVV Mar-
zahn-Hellersdorf und Lichtenberg, Vertreter 
der Bezirksämter Lichtenberg und Treptow-
Köpenick und BVV Köpenick, Vertreter Sen-
Stadt, der Präsident des VDGN, Vertreter des 
ADAC, Vertreter des Marzahn-Hellersdorfer 
Wirtschaftskreises.

Straßenunterhaltung
Das Tiefbauamt hat auf der Heerstraße zwi-
schen Schwalbenallee und Köpenicker Stra-
ße Ausbesserungsarbeiten vorgenommen 
und Schlaglöcher beseitigt. Auf Grund des 
dünnen Straßenbelages treten jedoch immer 
wieder Schäden auf, welche aber wegen ihrer 
geringen Stärke keine Gefahrenstellen dar-
stellen. (Aus einer Vorlage des Bezirksamtes)

Schulwegsicherung
Der Beschluss der BVV, einen Fußgängerü-
berweg in Höhe des Hofeingangs der „Fried-
rich-Schiller-Schule“ einzurichten, kann nicht 
umgesetzt werden. (Entscheidung der Stra-
ßenverkehrsbehörde) 

Umsetzung der „Konzep-
tion Europaviertel“
Da die künstlerische Umsetzung innerhalb 
des Pilotprojektes (Stendaler Straße 30 – 42) 
nicht überzeugt hat, wird derzeit mit einem 
neuen Netzwerk von Künstlern zusammenge-
arbeitet. Derzeit werden von insgesamt vier 
unterschiedlichen Künstlerteams für jeweils 
drei Länder Entwürfe erstellt. Die Entwürfe 
werden Ende Februar bezirksintern und im 
Anschluss daran der Öffentlichkeit und vor 
allem den Mietern zur weiteren Diskussion 
vorgestellt.

Die gesamten Sanierungsarbeiten werden 
insgesamt zwei Jahre in Anspruch nehmen. 
Eine Aufteilung der 2008 und 2009 umzuset-
zenden Arbeiten soll bis Ende Februar erfol-
gen. Anhand dieser Entscheidung wird sich 
auch die weitere künstlerische Gestaltung 
(Umfang) der Fassaden ausrichten.
Renate Schilling

Fraktion DIE LINKE stellt sich
den sozialen Problemen im Bezirk
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Verordnete berieten über Zukunft der Gebäude

Bei anderen gelesen:

Zitat der Woche unter
http://zitate.net/

Vertrauen ist das Gefühl, 
einem Menschen sogar dann 
glauben zu können, wenn man 
weiß, dass man an seiner 
Stelle lügen würde.

Henry Louis Mencken
12.09.1880 - 29.01.1956

US-amerikanischer Schriftsteller

Aus dem Bezirksvorstand

Auf Initiative von Ulrich Clauder beriet 
der Bezirksvorstand zu dem Thema  
„Tangentialverbindung Ost (‚Osttan-

gente’)“. Dem liegt der Beschluss der Haupt-
versammlung vom 21 April 2007 zugrunde, 
dessen Inhalte bestehen 
• in der zügigen Entlastung der Anlieger in 
Biesdorf-Süd bei Schutz der Erholungs- und 
Naturräume in der Wuhlheide vor weiteren 
Verkehrsschneisen, was komplexe Lösungen 
unter Einschluss des öffentlichen Personen-
nahverkehrs erfordert,
• in der Sicherung, dass künftige Planungen 
mit den beteiligten Bürgern abzustimmen 
sind. Eine Abkürzung für den LKW-Transit-
verkehr zwischen A 10 Nordring und A 113 
im Süden in der Nähe von Wohngebieten ist 
auszuschließen. 
Es besteht dringender Abstimmungsbedarf 
mit den zuständigen Verwaltungen, den BVV 
von Marzahn-Hellersdorf, Lichtenberg und 
Treptow-Köpenick, Naturschutzverbänden, 
Deutscher Bahn und BVG.
Der Vorstand beruft für April eine Gesprächs-
runde mit Experten ein, um zu den Hauptfra-
gen eigene Positionen erarbeiten zu können. 
Sprecher der „Anrainer-BO“ können sich an 
die Geschäftsstelle wenden.

Das „Linke Wirtschaftsforum“ Marzahn-Hel-
lersdorf“ hat zum 3. Mal zum Unternehmer-

frühstück ins Schloss Biesdorf eingeladen. 
Initiator ist unser Bezirksverband, Gastge-
berinnen sind Petra Pau und Dagmar Pohle. 
Diesmal war die  Senatorin Katrin Lomp-
scher zu den Themen „Umweltzone“ und 
Nichtraucherschutzgesetz “ eingeladen. So 
haben wir eine Chance gefunden, linke Unter- 
nehmerInnen, GeschäftsführerInnen von Ver-
einen, Freiberufler, linke Studenten für die 
Politik der Partei zu interessieren. Das Un-
ternehmerfrühstück, bei Schmalzstullen und 
sauren Gurken, ist eine lebendige Form, um 
die von politischen Kontrahenten verbreitete 
Behauptung, die LINKE habe von Wirtschaft 
keine Ahnung, zu widerlegen. 

Für den 27. April ist der Volksentscheid zur 
Offenhaltung des Flughafens Tempelhof vor-
gesehen. Wir verstehen das als einen zutiefst 
politischen Vorgang. Von den Befürwortern 
der Offenhaltung des Flughafens wird mit 
Argumenten aus der Zeit des Kalten Krieges 
-  Berlin als Frontstadt - operiert, und heute 
geht es ihnen darum, der Berliner Regierung 
mit LINKER Beteiligung, eine Niederlage zu 
bereiten. Deshalb sind wir aufgefordert, uns 
aktiv in dieser Kampagne zu engagieren. Der 
Vorstand hat sich in einer ersten Verständi-
gung mit dem Maßnahmeplan befasst.

Wilfried Maier 

Die Blendgranatenwerfer ... 
... der Münchner Sicherheitskonferenz 
vom 8.2.-10.2.2008

Ein ehemaliges Verteidigungsbündnis mu-
tiert zu einem Angriffspakt. Diesen Ein-

druck muss man jedenfalls gewinnen, lauscht 
man aufmerksam den Ausführungen der 
so genannten Sicherheitspolitiker. Das ag-
gressive Fordern der Administration in Was-
hington in Person des Verteidungsministers 
Gates nach aktiver Sterbebegleitung durch 
Bundeswehrsoldaten ist der vorläufige Höhe-
punkt einer anmaßenden und heuchlerischen 
Politik. Leider hat sich die Bundesregierung 
schon längst zu Vasallen von Folterern und 
Kriegsverbrechern gemacht, denn als et-
was anders kann man die jetzige Führung 
in den USA kaum bezeichnen. Nähme man 
das Grundgesetz ernst, müsste man aus der 
NATO austreten, da sie ohnehin nur der ver-
längerte Arm Washingtons ist. Wie unglaub-
würdig diese Leute sind, zeigten die Antwor-
ten des Nato-Generalsekretärs Jaap de Hoop 
Scheffer auf die Fragen des russischen Ver-
teidigungsministers Ivanov, warum, nachdem 
die CIA festgestellt habe, der Iran entwickle 
keine Atomwaffen, ein Raketenabwehrschild 
in Europa notwendig sei? Er drosch ein, zwei 
unkonkrete Phrasen, da er einfach keine ein-
leuchtende Begründung fand. Diese Leute 
widersprechen sich permanent selbst, wie 
Senator Liebermann, welcher seinem eige-
nen Geheimdienst widerspricht und ihn oder 
sich ad absurdum führt. Leider sind unsere 
deutschen Spitzenkräfte, wie beispielsweise 
Horst Teltschik, keinen Deut besser, ja, sie 
bringen es gar fertig, die Demokratie, wel-
che sie weltweit verteidigen wollen, in Frage 
zu stellen. Mit den Worten, Volkes Meinung 
sei nicht maßgeblich für militärpolitische Ent-
scheidungen, hat sich dieser Mann für mich 
als Demokrat disqualifiziert. Weiterhin das 
kollektive Jammern von Jung & Co. über das 
unaufgeklärte Volk, welches einfach nicht in 
selbstgerechte Kriege am Hindukush oder 
sonst wo ziehen will. Da haben unsere frei-
en Medien noch eine Menge Arbeit vor sich, 
dass Wahlvolk endlich aufzuklären. Vielleicht 
tut es ja eine Spende an Springer!
M. Borchert

In der 18. Sitzung der Bezirksverordneten-
versammlung standen die Großen Anfra-
gen im Mittelpunkt.

DIE LINKE fragte das Bezirksamt nach dem 
aktuellen Stand der Verhandlungen mit der 
Berliner Immobilienmnagement GmbH (BIM). 
Das Bezirksamt hatte in den vergangenen 
Monaten ein Angebot für die Übertragung be-
zirkseigener Gebäude angefordert. Das nun-
mehr vorliegende sei jedoch nicht in unserem 
Sinne, hieß es von Seiten des Bezirksamtes. 
In diesem Zusammenhang fasste die BVV 
letztlich einen Beschluss, der vorsieht, über 
das bereits beschlossene Konsolidierungs-
konzept hinaus, keinerlei Gebäude an die BIM 
zu übertragen. Im Konzept ist die Abgabe der 
Bürodienstgebäude Helene-Weigel-Platz und  
Premnitzer Straße vorgesehen.
Ebenfalls von der Linksfraktion angeregt, be-
riet die BVV über den Stand der Einführung 
des öffentlich geförderten Beschäftigungs-
sektors. In Berlin sollen nunmehr insgesamt 
10.000 Stellen geschaffen werden, davon ca. 
2.000 in Marzahn-Hellersdorf. Das Bezirks-
amt informierte über Schwierigkeiten bei den 
Auswahlkritirien für die BewerberInnen. Trotz 
dessen werden wir auch in Marzahn-Hellers-
dorf unser Referenzprojekt umsetzen.
Auf Anfrage der SPD-Fraktion diskutierten 
vornehmlich die JugendpolitikerInnen über 
die Entwicklung der Hilfen zur Erziehung. 
Manuela Schmidt machte für das Bezirksamt 

deutlich, dass der neuerliche Anstieg der Fäl-
le, in denen das Jugendamt Hilfen gewähren 
müsse, mit der sozialen Entwicklung im Be-
zirk in Zusammenhang stehe. Die dadurch 
entstehenden Mehrkosten für den Bezirk soll-
ten durch das Land abgefedert werden.
Im Verlauf der Sitzung fasste die BVV einen 
Beschluss, erst wieder im April regulär zu 
tagen. Krankheitsbedingt ist derzeit nur eine 
Mitarbeiterin der BVV im Dienst. Daher wird 
es auch an dieser Stelle den nächsten BVV-
Bericht erst wieder in der Mai-Ausgabe von 
„Marzahn-Hellersdorf links“ geben.
Bjoern Tielebein

BVV tagt erst wieder im April

Wie geht‘s weiter?

Auf eine mündliche Anfrage des Ver-
ordneten Klaus Schubert (DIE LINKE) 

informierte Bezirksstadtrat Stefan Komoß 
(SPD) ausführlich, dass es bei den Repara-
turmaßnahmen an der Helmut-Behrendt-
Schwimmhalle am Helene-Weigel-Platz 
derzeit einen Baustopp gebe, weil die 
Dachkonstruktion nicht sicher sei. Mit ei-
ner Wiedereröffnung noch in diesem Jahr 
könne kaum gerechnet werden.
H. Bejot
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In den vergangenen Wochen war in einigen 
Zeitungen davon die Rede, dass Berlin die 
Mitwirkungsrechte im Öffentlichen Dienst 

erheblich beschneiden würde. Richtig ist, 
dass wir als LINKE gemeinsam mit den an-
deren Fraktionen derzeit eine Änderung des 
Personalvertretungsgesetzes im Abgeordne-
tenhaus beraten und beschließen wollen. 
Ausgangspunkt dafür ist ein Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts zum Personalvertre-
tungsrecht in Schleswig-Holstein aus dem 
Jahr 1995, was dazu führt, dass die rechte 
Opposition von uns seit Jahren verlangt, das 
Personalvertretungsrecht »verfassungskon-
form« zu machen. Ein Angriff auf die Mitbe-
stimmung, der u.a. von den Unternehmerver-
bänden gutachtlich flankiert wird. 
Im Gegensatz dazu suchen die Linksfraktion 
und die SPD-Fraktion in der Debatte mit dem 
zuständigen Innensenator nach Lösungen, 
wie die Vorgaben des Bundesverfassungsge-
richts umgesetzt werden können und gleich-
zeitig so viel Mitbestimmungsrechte wie 
möglich erhalten bleiben. 
Mit diesem Ziel haben wir seit dem Sommer 
2007 zusammen mit dem Hauptpersonalrat, 
dem DGB, mit ver.di, der GEW und der Ge-
werkschaft der Polizei gemeinsame Arbeits-

Ziel ist gemeinsame Lösung mit den Gewerkschaften

Wie die DIE LINKE für Mitwirkungsrechte streitet

Am 27.2.2008 um 11 Uhr fand in Mahls-
dorf-Nord eine Platzbenennung für die 
Familie Guthmann statt. Mit der Na-

mensgebung will der Bezirk an das Schicksal 
der Familie Guthmann erinnern.
Herr Leopold Guthmann und seine Familie 
nahmen auf Einladung des Bezirksamtes an 
der feierlichen Platzbenennung teil. Der na-
menlose Platz erhielt den Namen Guthmann-
platz.
Die jüdische Familie Guthmann zog im 
Jahre 1933 nach Mahlsdorf-Nord und 
lebte dort in der Lemkestraße 156 un-
weit dieses Platzes.
Alle Familienmitglieder wurden von 
den Faschisten ins NS-Vernichtungs-
lager Auschwitz gebracht und ka-
men, bis auf den Sohn Leopold, nicht 
mehr zurück. Er überlebte jahrelange 
Zwangsarbeit.
Sein Vater Otto Guthmann wurde in 
Berlin als Sohn eines Papierhändlers 
geboren. Im ersten Weltkrieg wurde 
ihm das Eiserne Kreuz verliehen, zu-
gleich war er überzeugter Sozialist. 
An einem der Feiertage, an denen er 
geflaggt hatte, rissen ihm die Nazis 
die schwarz-rot-goldene Fahne herab, 
denn sie wussten, dass er Jude war. 
Später wurde die gesamte Familie 
nach Auschwitz deportiert.
Leopold, der das Martyrium überlebte, 
hat bis heute die Häftlingsnummer von 
Auschwitz auf seinem Arm tätowiert.
Die Familie Guthmann wanderte nach 
dem zweiten Weltkrieg nach Belgien 
aus. 

Würdigung der Familie Guthmann
Herrn Guthmann berührte es sehr, dass er 
so ein solch tolles Geschenk bekommen hat 
- und das an dem Tag, der zugleich der Ge-
burtstag seiner Tochter ist.

Martin Fedorin, Praktikant, Schüler der 
Oskar-Schindler-Oberschule, Berlin-Hohen-
schönhausen

gruppen gebildet. Teile der Ergebnisse dieser 
Beratungen finden sich in der Gesetzesvorla-
ge des Innensenators wieder – andere, uns 
wichtige, aber nicht. 

Das Gesetz befindet sich jetzt im parlamenta-
rischen Gang. Das bedeutet, dass in den ent-
sprechenden Ausschüssen Sachverständige 
angehört werden und das Gesetz diskutiert 
ggf. verändert werden kann, ehe es schließ-
lich vom Plenum des Abgeordnetenhauses 
beschlossen wird. 
Wir haben mit der SPD und den Gewerkschaf-
ten verabredet, im Rahmen des parlamenta-
rischen  Beratungsverfahrens  nach gemein-
samen Lösungen für strittige Punkte zu su-
chen. Die Linksfraktion wird diese Gespräche 
sehr ernsthaft führen und dafür sorgen, dass 
die von uns kritisierten Vorgaben des Bun-
desverfassungsgerichts ohne eine Revision 
der Mitbestimmung umgesetzt werden und 
unser Berliner Personalvertretungsrecht da-
mit rechts- und bestandssicherer wird. Die 
Mitbestimmung in Berlin wird auch nach 
Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens im 
Bundesvergleich vorbildlich sein. 
Carl Wechselberg
Mitglied des Abgeordnetenhauses

Soziale Gerechtigkeit
heißt auch
gleiche Bildungschancen!

Die Fraktion der LINKEN befasste sich im 
Februar 2008 mit den vom Bezirksamt 

vorgelegten Leitlinien zum Schulentwick-
lungsplan des Bezirkes. Bei Anwesenheit von 
Vertretern der GEW Marzahn-Hellersdorf und 
von Dr. Gabriele Hiller (MdA) bildete sich die 
Fraktion ihren politischen Standpunkt zur 
weiteren Schulentwicklung. Die Fachgruppe 
Jugend, Bildung, Kultur und Sport unter Lei-
tung von Ute Thomas übergab der Fraktion 
ein Diskussionsmaterial, das die bildungs-
politischen Ziele der LINKEN zum Ausdruck 
brachte.

Mit der Schulnetzplanung sind die Vorausset-
zungen für die optimale Entwicklung jedes 
Schülers zu schaffen. Neben den angekün-
digten  Informationen zu geplanten Vorha-
ben ist die Beteiligung und Einbeziehung der 
Schulgremien und der Bezirksverordneten-
versammlung zu sichern. DIE LINKE setzt sich 
dafür ein, die Dreigliedrigkeit des derzeitigen 
Schulsystems schrittweise zu überwinden. 

Deshalb fördern wir das vom Bezirksstadtrat 
Stefan Komoß (SPD) politisch unterstützte 
Projekt einer Gemeinschaftsschule in der 
Mozart-Grundschule. Allerdings sind für den 
Erfolg der Gemeinschaftsschule  die notwen-
digen materiellen, personellen und räumli-
chen Bedingungen durch das Land Berlin zu 
sichern. Das gilt auch für die bestehenden 
Grundschulen. Der Ansatz der Ganztagsbe-
treuung in der offenen und gebundenen Form 
bietet hier gute Voraussetzungen für die indi-
viduelle Förderung der Schüler. Die Konzepte 
zur Integration von Kindern mit Behinderun-
gen und Einschränkungen sind dabei wie der 
Erhalt der vier Sonderschulstandorte im Be-
zirk zu sichern.

Ein vollwertiges Schulessen in guter Qualität 
ist eine Voraussetzung für gute Lernergeb-
nisse. DIE LINKE fordert, allen Schülern zu 
ermöglichen, am Schulessen teilzunehmen. 
Die sozialen Stadtteilzentren, die Jugend-
hilfezentren und die Schulen sind durch 
Kooperationen weiter zu vernetzen, um die 
Voraussetzungen zum sozialen Lernen, Um-
weltbildung und kulturelle Bildung zu verbes-
sern. Die Fraktion unterstützt den Ansatz der 
Leitlinien, für Absolventen der Oberschulen 
Maßnahmen zur Arbeitsaufnahme und Lehre 
zu fördern und durch Berufsorientierung und 
eine Excellenzinitiative eine berufliche Pers-
pektive zu bieten.

Unsere Fraktion fordert nun von der Abtei-
lung Bildung, dass nach diesen Leitbildern 
nunmehr der Entwurf der Schulnetzplanung 
bis März 2008 vorgelegt wird. Hier werden 
wir uns konstruktiv bei Einbeziehung der de-
mokratischen Gremien des Bezirkes und der 
GEW einbringen.
Klaus-Jürgen Dahler, Fraktionsvorsitzender

Leopold Guthmann mit seiner Familie
Foto: M. Fedorin
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Politische Bildung:
Das Zentrum für Kultur- und Zeitgeschichte Berlin
Neuer Wissenschaftsstandort, innovativer Lernort  - künftig auch Erlebnisort für kulturelle Veranstaltungen in Marzahn-Hellersdorf

Post an uns:
Hamburg – vor der 
Wahl, nach der Wahl
Nach Bremen, Niedersachsen und Hessen 
musste es für DIE LINKE möglich sein, in ein 
weiteres Landesparlament einzuziehen. Da-
von inspiriert, meldeten sich spontan mehre-
re Genossen unseres Bezirksverbandes, um 
die Hamburger Genossinnen und Genossen 
beim Wahlkampf zu unterstützen. So versorg-
ten wir am Sonnabend, dem 16.2., im Stadt-
teil Wandsbek ca. 3000 Haushalte mit dem 
Brief, den Gregor Gysi und Oskar Lafontaine 
zur Wahl verfasst hatten. Gleichzeitig unter-
stützten wir mit weiterem Material die Kandi-
daten zur Bezirksversammlung von Wandsbek, 
darunter auch ein älterer Genosse der DKP, 
dessen Standhaftigkeit und Optimismus uns 
beeindruckten.

Inzwischen liegt das Wahlergebnis vor: 6,4 % 
für die linke Liste zur Bürgerschaft, darunter 
als bestes Ergebnis im Wahlkreis 3 - Altona 
9,6 %. Sicher haben wir mehr erwartet. Dieses 
Ergebnis ist steigerungsfähig, wenn wir uns 
nicht selbst im Wege stehen und programma-
tische Positionen glaubwürdig vertreten. Trotz 
alledem: Unser Einsatz zur Hamburgwahl hat 
sich gelohnt.

Viktor Durnick
Sprecher BO 12

Ganz so neu ist das Zentrum für Kul-
tur- und Zeitgeschichte Berlin nicht, 
denn den Kernbereich, das Zeitge-

schichtliche Archiv gibt es schon seit 1993. 
Damals sollte das frühere Zentrale Presse-
archiv der DDR in das Bundesarchiv über-
nommen werden. Dafür waren allerdings 
die Mittel knapp, und ohne Aufstockung 
des Haushaltsbudgets haben die Verant-
wortlichen „nein“ gesagt. Als Alternative 
blieb die Müllhalde. Als das publik wurde, 
haben beherzte und engagierte Menschen 
aus dem Berlin-Brandenburger Bildungs-
werk e.V. nicht lange gefackelt, die Akten 
auf LKWs verladen und in eine ehemalige 
Fabrikhalle nach Fürstenwalde ausgela-
gert. Von dort aus haben sie die digitale 
Erfassung sämtlicher Bestände vorbereitet 
und, mit Arbeitsfördermaßnahmen unter-
stützt, auch begonnen.

Worum geht es eigentlich? In mehr als 
20.000 Aktenordnern wurden zwischen 
1946 und 1992 rund 3 Mio. deutschspra-
chige Artikel aus Presseerzeugnissen des 
ost- und westeuropäischen Raumes ge-
sammelt und thematisch geordnet. Damit 

ist das Zeitgeschichtliche Archiv eines der 
größten Pressearchive Deutschlands. Die 
Entwicklung der einzelnen Länder der Erde 
und internationaler Organisationen oder die 
Geschichte beider deutscher Staaten, ihre 
gegenseitigen Beziehungen und außenpo-
litischen Aktivitäten kann genauso recher-
chiert werden wie regionalgeschichtliche 
Themen oder Fragen der Kulturentwick-
lung. Besonders interessant ist eine Reihe 
von längst vergessenen Zeitungen aus den 
ersten Nachkriegsjahren. Zugleich wird die 
unterschiedliche Sichtweise auf die Dinge 
und die Veränderung des Blickwinkels im 
Verlaufe von fast 50 Jahren nachvollzieh-
bar.

Inzwischen sind über 1 Mio. Artikel digital er-
fasst und können nach Titel, Presseerzeug-
nis, Erscheinungsdatum, Verfasser(in), 
Land, Ort, Personen u.a. Suchkriterien kos-
tenlos über das Internet unter www.zeitge-
schichte.de recherchiert werden. Als Quel-
le für zeithistorische Dokumentationen wird 
das Archiv inzwischen auch weltweit, vor 
allem von Wissenschaftler(inne)n genutzt. 
Es ist aber auch ein innovativer Lernort für 

Schulen, weil hier die jüngere Geschichte 
authentisch befragt werden kann.

2007 ist das Archiv nach Marzahn gezogen, 
am 19. September wurde es eröffnet. Ein 
solcher Ort darf und will nicht anonym blei-
ben. Deshalb suchen die Mitarbeiter(innen) 
von Anfang an die Zusammenarbeit mit 
bezirklichen Einrichtungen wie Schulen, Bi-
bliotheken und freien Trägern. Ziel ist es, 
das Spektrum der Kultur- und Bildungsan-
gebote im Bezirk um einen attraktiven Ort 
zu bereichern.

So hat sich das Zentrum für Kultur- und 
Zeitgeschichte jüngst im Marzahner Ge-
sellschaftspolitischen Forum vorgestellt. 
Eins der nächsten Projekte ist für den Be-
zirk ganz bestimmt interessant: Ende April 
soll der 1982/83 in Marzahn gedrehte Film 
„Insel der Schwäne“ (Zschoche/Plenzdorf) 
wieder aufgeführt werden. Dazu eine Podi-
umsdiskussion mit dem Regisseur und mit 
einer Dokumentation der damaligen Pres-
sereaktionen ergänzt lässt spannende Ver-
anstaltungen erwarten.
Dr. Wolfgang Girnus

Aus den Siedlungsgebieten
Für einen Runden Tisch Wasser in Berlin!

Auf einer Diskussion der Fraktion der 
LINKEN mit ihren Bürgerdeputierten 
machte Eberhard Roloff nachdrücklich 

auf das Problem des Berliner Wassernetzes, 
der maroden Abwasserleitungen und der pri-
vatisierten Wasserbetriebe aufmerksam.

Er wies berechtigt daraufhin, dass DIE LINKE 
im Bezirk hier schon mehrfach Beschlüsse in 
Richtung des Landesverbandes gefasst hat. 
Wir treten nach wie vor für die Rücknahme 
der Privatisierung der Wasserbetriebe ein 
und unterstützen die Verbände und Organisa-
tionen der Natur- und Umweltverbände, der 
Siedler und Kleingärtner sowie des VDGN, 
die einen Berliner Runden Tisch „Wasser“ 
einfordern.

Soziale Gerechtigkeit heißt auch, dass Was-
ser- und Abwasserpreise bezahlbar sind, und 
zwar für Mieter und auch für Eigentümer.

Das Bezirksamt informierte im Januar 2008 
am Beispiel des Waldowteiches, wie kompli-
ziert sich hydrologische Vorgänge darstellen 
können. Hier wurde von Anwohnern beklagt, 
dass die Wasserzufuhr nicht ausreiche und 
kein ausreichender Wasserstand mehr vor-
handen sei. In Auswertung der Grundwasser-
höhen und der Niederschlagsereignisse wur-

de festgestellt, dass der Grundwasserstand 
im Gebiet des B1-Centers in den vergange-
nen Jahren stark rückläufig ist.

Das derzeit anstehende Grundwasser befin-
det sich ca. einen Meter unter dem Teich. So-
mit konnte selbst bei der Einleitung größerer 
Wassermengen kein befriedigender Wasser-
stand erreicht werden. Durch eine Umstel-
lung einer Pumpe am Waldowteich wurde die 
Absenkung des Grundwassers minimiert und 
der Wasserstand im Teich erhöht. Eine Über-
prüfung der Wasserstände erfolgt durch das 
Bezirksamt. Wenn keine Kellerwasserschäden 
im Gebiet auftreten wegen des angehobenen 
Grundwasserstandes, kann sich der Waldow-
teich wieder erholen. Von diesem erhöhten 
Wasserstand   würde der See profitieren

Klaus-Jürgen Dahler
Fraktionsvorsitzender der LINKEN in der BVV

Mehr LINKE im Internet:

die-linke.de
die-linke-berlin.de

dielinke-marzahn-hellersdorf.de
petrapau.de
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Diese Frage stellt sich mir in einem je-
den Jahr im März. Der Internationale 
Frauentag, den wir oder besser ge-

sagt vornehmlich die Frauen unter uns am 
8. März begehen, ist jedoch nicht nur ein Tag 
für Blumen und andere Geschenke, sondern 
vielmehr auch immer wieder Anlass, über die 
Notwendigkeit dieses Tages nachzudenken.

In unserem Bezirk leben 250.000 Menschen, 
davon 51 % Frauen - gut ein Drittel davon sind 
Jugendliche. Fragt mensch junge Frauen nach 
dem Stand der Gleichberechtigung der Ge-
schlechter in unserer heutigen Gesellschaft, 
gehen die Antworten weit auseinander. Un-
strittig scheint jedoch, dass immer noch ein 
großes Defizit zwischen geschriebenen Ab-
sichten in Gesetzen und dem tatsächlichen 
Erleben existiert. Als bekennender Mann 
möchte ich mir nicht anmaßen einzuschät-
zen, wie die ganz persönliche Wahrnahme 
solcher Defizite ist, jedoch ist auffällig sicht-
bar, dass in den unterschiedlichen Jugend-
kulturen sexistische Einstellungen teilweise 
Hochkonjunktur haben.

Ein Beispiel: Hip Hop ist heute fester Be-
standteil der Musikkultur. Doch wissen die 
HörerInnen eigentlich immer genau, was sich 
in den Liedtexten abspielt? Und wenn ja, wa-
rum nimmt das Interesse an besonders bru-
talen und sexistischen Texten immer weiter 
zu? Nicht nur, dass traditionelle Geschlech-
terrollen alles andere als gebrochen sind, 
scheint es so, als würde die Dominanz von 

Männern über Frauen wieder attraktiver. Eine 
Auseinadersetzung mit derartigen Texten und 
Einstellungen findet nur selten statt. Hip Hop, 
der diese Fragen kritisch aufwirft, wird nur 
selten in der Öffentlichkeit wahrgenommen.

Wir, die Männer in der Redaktion dieser Ju-
genseite gratulieren allen Leserinnen zum 
Internationalen Frauentag! Ein Tag, der als 
Kampf- und Feiertag (und wenn es nach der 
LINKEN geht als gesetzlicher Feiertag) immer 
noch seine Berechtigung für die Gleichstel-
lung der Geschlechter hat!

Bjoern Tielebein,
Stellv. Vorsitzender Ausschuss für Gleich-

stellung und Menschen mit Behinderungen

Seit nunmehr fast zwei Monaten en-
gagieren wir uns um den Erhalt des 
Lehrauftrages des Gastdozenten Herrn 

Michael Moreitz an der Alice-Salomon-Fach-
hochschule. Ihm wird durch die Hochschul-
leitung die Weiterführung laufender Seminare 
unmittelbar versagt. Die davon hauptsächlich 
betroffenen Student_innen wurden über die-
se Situation nicht von Seiten der Hochschul-
leitung informiert, geschweige denn ist klar, 
wer diese Seminare weiterführen soll.

Die Hochschulleitung führte bislang fragwür-
dige Gründe für diesen Schritt an. Zum einen 
werden die Lehrevaluationen des vorletzten 
Semesters herangezogen. Bislang galt die 
Praxis, dass erst nach einer zweiten unter-
durchschnittlichen Evaluation ein Gespräch 

mit dem Dozenten hierüber geführt wird. Bei 
Herrn Moreitz führte es zu seiner faktischen 
Kündigung.

Um unseren Forderungen Nachdruck zu ver-
leihen, haben wir in den letzten Wochen Un-
terschriften innerhalb der Studierendenschaft 
gesammelt. Bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
haben ca. 400 Student_innen unterschrie-
ben. Das entspricht in etwa einem Viertel der 
gesamten Studierendenschaft. Dies macht 
deutlich, dass ein Verbleib von Herrn Moreitz 
auch über die betroffenen Seminare hinaus 
an unserer Hochschule gewünscht wird.

Eine kleine Demonstration vor und in der 
ASFH sollte die Hochschulleitung und Do-
zentInnen auf unser Anliegen aufmerksam 

machen. Weitere Informationen hierzu und 
entsprechende Fotos sind auf der Internet-
seite des AstA der Hochschule unter asta.
asfh-berlin.de zu finden.

Es darf an unserer Hochschule nicht zur Nor-
malität werden, dass kritische und engagierte 
DozentInnen quasi willkürlich aus laufenden 
Veranstaltungen herausgenommen werden. 
Vor allem vor dem Hintergrund, dass Herr 
Moreitz seit 26 Jahren für die Hochschule 
tätig ist und gerade auf dem Gebiet der An-
tisemitismusforschung Aushängeschild der 
ASFH ist, erscheint diese Entscheidung äu-
ßerst fragwürdig.

Kritische Student_innen,
kritische_studentinnen@web.de

„Unsere DozentInnen gehen uns alle an“

Rosen oder Nelken? G wie Gender

Die moderne  Sozialwissenschaft versteht 
unter dem Begriff Gender das gesell-

schaftlich konstruierte soziale Geschlecht, 
wodurch Rollenbilder und Diskriminierung 
entstehen. Aber wieso? Frauen und Männer 
sind doch gleichgestellt?

Eine rechtliche Gleichstellung ist hierzulande 
tatsächlich erreicht, die Benachteiligung von 
Frauen erfolgt heute auf anderen Ebenen. So 
sind sie länger arbeitslos als Männer und ar-
beiten wesentlich häufiger für Niedriglöhne 
und in Mini-Jobs. Folglich liegt das durch-
schnittliche Einkommen von Frauen ca. 20 % 
unter dem von Männern. In Führungspositi-
onen großer Unternehmen sind Frauen fast 
gar nicht vertreten. Auch in der Politik sind 
sie unterrepräsentiert. Dies betrifft auch un-
sere Partei, obwohl DIE LINKE von allen im 
Bundestag vertretenen Parteien mit ca. 45 % 
den deutlich höchsten Anteil weiblicher Mit-
glieder aufweist. Deshalb stehen gerade wir 
in der Verantwortung, aktiv der strukturellen 
Diskriminierung entgegenzuwirken. Frau sein 
darf nicht länger zu einer gesellschaftlichen 
Benachteiligung führen.

Wir fordern deshalb Maßnahmen, um die 
tatsächliche Gleichstellung in allen gesell-
schaftlichen Bereichen systematisch zu för-
dern. Dazu gehören die Umsetzung des EU-
Grundsatzes „Gleicher Lohn für gleichwertige 
Arbeit“ mit der Überwindung der Entgeltdiffe-
renz zwischen Frauen und Männern, die Ein-
führung eines Existenz sichernden Grundein-
kommens sowie ein Gleichstellungsgesetz für 
die Privatwirtschaft, das den Anteil von Frau-
en in verantwortlichen Positionen erhöht.

Sarah Fingarow
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Studierende fordern Verbleib von Herrn Moreitz an der ASFH
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Bezirksvorstand
» 11.3., 25.3. jeweils 19.30 Uhr, Linker Treff, Henny-Porten-Straße 
10-12, Beratungen des Bezirksvorstandes

Basisgruppensprecher-Beratungen
» 2.4., 18 Uhr (BO Wahlkreis 4) Schloss Biesdorf, Alt-Biesdorf 55
» 2.4., 19.30 Uhr (BO Wahlkreise 1, 2, 3) Alt-Marzahn 64 (bitte telefo-
nisch erfragen bzw. im Internet nachsehen) 
» 3.4., 19 Uhr (BO Springpfuhl) Bürgerhaus, Marchwitzastr. 24/26 
» 3.4., 19.30 Uhr (BO Wahlkreise 5 - 7) Henny-Porten-Str. 10-12

Basistreffen
» 7.3., 18 Uhr, Stadtteilzentrum Marzahn-Mitte, Marzahner Promena-
de 38, 12679 Berlin, Thema : Soziale Stadt

IG / Freundeskreis
» 27.3., 15 Uhr, Klubkeller, Alt-Marzahn 64, IG SeniorInnen
» 20.3., 18 Uhr, Linker Treff, Henny-Porten-Str. 10-12, Freundeskreis 
Cuba

BVV-Fraktion
» Sprechstunde der Fraktion DIE LINKE im früheren Marzahner 
Rathaus, Helene-Weigel-Platz 8 (Raum 312), 12681 Berlin: mittwochs 
14 - 18 Uhr, Telefon 54431890

Rentensprechstunde
» 17.3., 7.4., 21.4.  jeweils 10-12 Uhr in den Räumen des ver.di-Kiez-
treffs in den Ringkolonnaden, Mehrower Allee 28/30, Hilfe beim An-
tragstellen, Umgang mit Bescheiden

Sprechstunden
» 12.3., 19.30 Uhr, Wolfgang Brauer (MdA), Petra Wermke (BVV-
Vorsteherin), 19.30 Uhr, KiekIn, Rosenbecker Straße 25/27, 12689 
Berlin
» 17.3., 16 - 17 Uhr, Dr. Margrit Barth (MdA), Kulturzentrum M-Ost, 
Mehrower Allee 28-30 (Ringkolonnaden), 12687 Berlin, telefonische 
Anmeldung unter 23252536
» 17.3., 17 - 19 Uhr, Dr. Gabriele Hiller (MdA), Kino „Kiste“, Heide- 
nauer Straße 10, 12627 Berlin
» 19.3., 16 - 18 Uhr, Petra Pau (MdB), Vizepräsidentin des Bundes-
tages, Wahlkreisbüro Henny-Porten-Straße 10-12, 12627 Berlin, 
telefonische Anmeldung unter 99289380
» 3.4., 15 -17 Uhr, Bärbel Holzheuer-Rothensteiner (MdA), LINKER 
TREFF, Henny-Porten-Straße 10-12, 12627 Berlin
» jeden Donnerstag, 10 - 13 Uhr, Linker Treff, Henny-Porten-
Straße 10-12, 12627 Berlin, Klaus-Jürgen Dahler, BVV-Fraktions- 
vorsitzender der LINKEN,  für soziale Akteure und Hilfe für 
Arbeitslose

Geschäftsstelle und Linker Treff, Henny-Porten-Straße 10-12 
(fon: 5412130/9953508 - fax: 99901561)

Offen:  Montag 13 -17 Uhr, Dienstag 9 - 17 Uhr,  
 Donnerstag 9 - 19 Uhr, Freitag 9 - 15 Uhr

Geschlossen:  Jeden Mittwoch und am 20.3.2008.
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Siegfrieds Frage

Veranstaltungen
» 8.3., 13 Uhr, „Rosen für Clara“ - am Clara-Zetkin-Denkmal  in 
Marzahn, Clara-Zetkin-Park, zwischen Flämingstraße, Niemegker 
Straße und Wittenberger Straße, 12689 Berlin

» 11.3., 19 Uhr, KulturGut, Alt-Marzahn 23, 12685 Berlin, Mar-
zahner Gesellschaftspolitisches Forum, Diskussionsabend zum 
Thema: Die DDR im Spannungsbogen von Spiegelmanifest und 
„Erster Deutscher im All“. Resümee einer Konferenz, Referent: 
Prof. Dr. Siegfried Prokop, Moderation: Dr. Wolfgang Girnus. Eine 
Veranstaltung des Gesellschaftspolitischen Forums Marzahns im 
Verein „Helle Panke“, Eintritt: 1,50 Euro

» 12.3., 19 Uhr, Ulmen-Grundschule, Aula, Ulmenstraße 79, 
12621 Berlin, Einwohnerversammlung Kaulsdorf

» 14.3. Kiezspaziergang mit Wolfgang Brauer (MdA) und Petra 
Wermke (Vorsteherin der BVV)

Der Euro Hawk ... 
... als EU-Variante des strahlgetriebenen Global Hawk von EADS und 
Northrop Grumman, soll ab 2010 im AG 51 „Immelmann“ (dessen 
RECCE-Tornados z. Z. über Afghanistan) um den halben Erdball flie-
gen. 

Die Bundesluftwaffe prüft weiterhin, jene Tornados durch Drohnen 
mit Turboprop-Antrieb, die gleichfalls mehr als 30 Stunden lang aus 
einer Höhe von bis zu 15 km als „fliegendes Auge“ den Boden mit 
Infrarot- und elektro-optischen Sensoren beobachten können, zu er-
setzen. U. a. werden Funksignale, Radar- und Mobilfunkabstrahlung 
entdeckt und aufgezeichnet. Dafür modifizieren seit 2004 die deut-
sche Diehl BGT Defence und General Atomics Aeronautical Systems 
die Predator B. 

Die Drohnen sollen von erfahrenen (sprich: älteren) Piloten 
- am Boden (fast) außer Gefahr - gesteuert werden.

Frage
Keimt solch’ kombinierter Informations- und Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen wegen nicht helle Freude und Hoffnung auf – beim In-
nen- und Arbeitsminister und gar der Gesundheitsministerin …?
R. Rüdiger

» 29.3.  in der Umweltstation ALPHA II auf 
dem Abenteuerspielplatz Marzahn-Nord, 
Schorfheidestraße 52, 12689 Berlin, 
Telefon: 93771213, Straßenbahnlinien 
M 8 und 16, direkt an der Endhaltestelle 
Ahrensfelde:

15 - 18  Uhr, Alte Handwerkstechni-
ken für Klein und Groß, Filzen, Kerzen-
ziehen und Korbflechten

20 Uhr, Konzert mit der Gruppe „kiltyfanad“, Musik aus Ir-
land & der Bretagne und Lieder von Gerhard Gundermann, 
mediterrane Küche und Lagerfeuer (ein Angebot im Rahmen der 
Marzahn-Hellersdorfer  „kultour à la carte“)


